
Beschluss des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 
27. April 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Hoge 
Raad der Nederlanden — Niederlande) — Staatssecretaris 

van Financiën/U. Notermans-Boddenberg 

(Rechtssache C-114/11) ( 1 ) 

(Art. 18 EG und 39 EG — Kraftfahrzeuge — Benutzung 
eines Personenkraftwagens in einem Mitgliedstaat, wenn die­
ser Wagen in einem anderen Mitgliedstaat zugelassen ist — 
Besteuerung dieses Fahrzeugs im erstgenannten Mitgliedstaat 
bei seiner erstmaligen Ingebrauchnahme auf dem inländischen 
Straßennetz — Beim Umzug in den erstgenannten Mitglied­
staat mitgebrachtes Fahrzeug, das sowohl zu privaten Zwe­
cken als auch für Fahrten zum Arbeitsort im zweitgenannten 

Mitgliedstaat benutzt wird) 

(2012/C 258/12) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Staatssecretaris van Financiën 

Beklagte: U. Notermans-Boddenberg 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden — 
Auslegung der Art. 18 EG und 39 EG (jetzt Art. 21 AEUV und 
45 AEUV) — Nationale Regelung, die die erstmalige In­
gebrauchnahme eines Fahrzeugs auf dem nationalen Straßen­
netz einer Zulassungssteuer unterwirft — Steuerpflicht einer 
aus einem anderen Mitgliedstaat zugezogenen Person, die dessen 
Staatsangehörigkeit besitzt und die ein dort zugelassenes und 
zum Umzugsgut gehörendes Fahrzeug dauerhaft zu privaten 
und beruflichen Zwecken einschließlich der Fahrten zum Ar­
beitsort in diesem anderen Mitgliedstaat benutzt 

Tenor 

Art. 39 EG ist dahin auszulegen, dass der Regelung eines Mitglied­
staats nicht entgegensteht, nach der dessen Einwohner, die aus einem 
anderen Mitgliedstaat zugezogen sind und die ein im letztgenannten 
Mitgliedstaat zugelassenes Fahrzeug mitgebracht haben, bei der erst­
maligen Ingebrauchnahme dieses Fahrzeugs auf dem nationalen Stra­
ßennetz eine Steuer, die normalerweise bei der Zulassung eines Fahr­
zeugs im erstgenannten Mitgliedstaat fällig wird, zahlen müssen, wenn 
dieses Fahrzeug im Wesentlichen dauerhaft im Hoheitsgebiet dieses 
erstgenannten Mitgliedstaats benutzt wird, auch wenn diese Nutzung 
Fahrten dieser Einwohner zum Arbeitsort im zweitgenannten Mitglied­
staat umfasst. 

( 1 ) ABl. C 152 vom 21.5.2011. 

Beschluss des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 26. 
April 2012 — Deichmann SE/Harmonisierungsamt für 

den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle) 

(Rechtssache C-307/11 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Gemeinschaftsmarke — Verordnung (EG) 
Nr. 40/94 — Art. 7 Abs. 1 Buchst. b — Absolutes Eintra­
gungshindernis — Fehlende Unterscheidungskraft — Bildzei­
chen, das einen mit gestrichelten Linien umsäumten Winkel 

darstellt) 

(2012/C 258/13) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Deichmann SE (Prozessbevollmächtigter: 
Rechtsanwalt O. Rauscher) 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Harmonisierungsamt für den Bin­
nenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (Prozessbevollmächtig­
te: K. Klüpfel) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts (Siebte Kammer) vom 
13. April 2011, Deichmann/HABM (T-202/09), mit dem das 
Gericht die Klage auf Aufhebung der Entscheidung der Vierten 
Beschwerdekammer des HABM vom 3. April 2009 abgewiesen 
hat, mit der die Beschwerde gegen die Entscheidung des Prüfers 
zurückgewiesen wurde, der die Eintragung des Bildzeichens, das 
einen mit gestrichelten Linien umsäumten Winkel darstellt, als 
Gemeinschaftsmarke für bestimmte Waren der Klassen 10 und 
25 abgelehnt hatte — Unterscheidungskraft der Marke 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Die Deichmann SE trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 269 vom 10.9.2011. 

Rechtsmittel, eingelegt am 11. Mai 2012 von der 
Europäischen Kommission gegen das Urteil des Gerichts 
(Erste Kammer) vom 2. März 2012 in den verbundenen 
Rechtssachen T-29/10 und T-33/10, Niederlande und ING 

Groep/Kommission 

(Rechtssache C-224/12 P) 

(2012/C 258/14) 

Verfahrenssprachen: Niederländisch und Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Europäische Kommission (Prozess­
bevollmächtigte: L. Flynn, S. Noë 
und H. van Vliet) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Königreich der Niederlande 
ING Groep NV 
De Nederlandsche Bank NV
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Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— das Urteil des Gerichts (Erste Kammer) vom 2. März 2012 
in den verbundenen Rechtssachen T-29/10 und T-33/10, 
Nederland und ING Groep/Kommission, das der Kommis­
sion am 6. März 2012 zugestellt wurde, aufzuheben; 

— die Klagen auf teilweise Nichtigerklärung der Entscheidung 
der Kommission ( 1 ) vom 18. November 2009 über die staat­
liche Beihilfe C 10/09 (ex N 138/09) der Niederlande — 
Stützungsfazilität für illiquide Vermögenswerte zugunsten 
von ING und Umstrukturierungsplan abzuweisen; 

— den Klägern die Kosten aufzuerlegen; 

— hilfsweise, 

— die Sache zur erneuten Entscheidung an das Gericht zu­
rückzuverweisen; 

— die Kostenentscheidung für beide Rechtszüge vorzube­
halten; 

oder, weiter hilfsweise, 

— Art. 2 Abs. 3 der angefochtenen Entscheidung für nich­
tig zu erklären; 

— den Klägern die Kosten des Rechtsmittels aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Nach Ansicht der Kommission ist das angefochtene Urteil aus 
folgenden Gründen aufzuheben. 

Erstens bestehe keine rechtliche Verpflichtung, den Grundsatz 
des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers auf eine Än­
derung der Rückzahlungsbedingungen in Bezug auf eine Maß­
nahme anzuwenden, die selbst eine staatliche Beihilfe dargestellt 
habe. 

Zweitens habe das Gericht die Einnahmen, die dem Mitglied­
staat in Folge der in der Entscheidung der Kommission vom 18. 
November 2009 über die staatliche Beihilfe C 10/09 (ex 
N 138/09) der Niederlande — Stützungsfazilität für illiquide 
Vermögenswerte zugunsten von ING und Umstrukturierungs­
plan (die angefochtene Entscheidung) untersuchten geänderten 
Rückzahlungsbedingungen entgangen seien, falsch bewertet. 

Drittens habe das Gericht, auch wenn die Kommission die 
geänderten Rückzahlungsbedingungen zu Unrecht als staatliche 

Beihilfe angesehen habe, nicht das Recht gehabt, Art. 2 Abs. 1 
der angefochtenen Entscheidung insgesamt für nichtig zu 
erklären. 

Viertens habe das Gericht durch die Feststellung, dass Art. 2 
Abs. 2 der angefochtenen Entscheidung zwangsläufig rechtswid­
rig gewesen sei, weil die Kommission zu Unrecht festgestellt 
habe, dass die geänderten Rückzahlungsbedingungen eine staat­
liche Beihilfe enthielten, einen Rechtsfehler begangen. 

Fünftens habe das Gericht ultra petita entschieden, indem es Art. 
2 Abs. 2 der angefochtenen Entscheidung und ihren Anhang II 
für nichtig erklärt habe. 

Sechstens und hilfsweise habe das Gericht, wenn es Art. 2 Abs. 
1 und 2 der angefochtenen Entscheidung und ihren Anhang II 
zu Recht für nichtig erklärt haben sollte, nicht davon absehen 
können, Art. 2 Abs. 3 der angefochtenen Entscheidung für 
nichtig zu erklären. 

( 1 ) Entscheidung 2010/608/EG (ABl. 2010, L 274, S. 139). 

Vorabentscheidungsersuchen des Hof van beroep te 
Brussel (Belgien), eingereicht am 29. Mai 2012 — Citroën 
Belux NV/Federatie voor Verzekerings- en Financiële 

Tussenpersonen (FvF) 

(Rechtssache C-265/12) 

(2012/C 258/15) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hof van beroep te Brussel (Belgien) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Berufungsklägerin: Citroën Belux NV 

Berufungsbeklagte: Federatie voor Verzekerings- en Financiële 
Tussenpersonen (FvF) 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 3 Abs. 9 der Richtlinie 2005/29/EG ( 1 ) dahin aus­
zulegen, dass er einer Vorschrift wie Art. 72 WMPC ( 2 ) ent­
gegensteht, die — vorbehaltlich der abschließend im Gesetz 
aufgeführten Fälle — generell jedes an den Verbraucher ge­
richtete Kopplungsgeschäft verbietet, sobald mindestens ein 
Bestandteil eine Finanzdienstleistung ist?
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